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Die Terroranschläge auf das World Trade Center in New York und andere Ziele in den USA am 11. September 2001 (im Folgenden 9/11) haben eine intensive Debatte über verschiedene philosophische, ethische und politische Probleme im Kontext von Terrorismus ausgelöst. Dazu gehören beispielsweise ein angemessenes theoretisches Verständnis von Terrorismus, Fragen bezüglich der ideologischen, politischen und sozialen Hintergründe und Ursachen von Terrorismus und die Frage wie konkrete Terroranschläge ethisch zu beurteilen sind. Ein Schwerpunkt der politisch-ethischen Debatte liegt dabei auf der Frage nach der ethischen Beurteilung von verschiedenen Strategien zur Bekämpfung von Terrorismus. Zu den entschiedensten Stellungnahmen in dieser Debatte gehören die Beiträge der US-amerikanischen Sozialethikerin Jean Bethke Elshtain. Elshtain arbeitet seit den 1980er Jahren zur Tradition des gerechten Kriegs, wobei sie vor allem an Augustinus’ Überlegungen anschließt und diese für aktuelle Fragen fruchtbar zu machen versucht.​[1]​ Seit den Terroranschlägen des 11. September 2001 veröffentlichte Elshtain eine Reihe von Texten in denen sie ihre früheren politisch-ethischen Arbeiten primär auf den sogenannten „Krieg gegen den Terrorismus“​[2]​ anwendet. Darüber hinaus gehört sie zu den Initiatoren, Hauptautoren und Unterzeichnern von What We’re Fighting For, einem offenen Brief von 60 amerikanischen Intellektuellen, in dem diese darlegen, worum es aus ihrer Sicht beim „Krieg gegen den Terrorismus“ geht, und warum die groß angelegte militärische Reaktion der USA und einiger Verbündeter auf 9/11 gerechtfertigt sei. In diesem Beitrag skizziere und analysiere ich wichtige Elemente der Position Jean Bethke Elshtains. Dabei gilt mein Erkenntnisinteresse primär den politisch-ethischen Grundannahmen und Implikationen ihrer Position. Ich stelle zunächst die Grundzüge von Elshtains allgemeiner politisch-ethischer Theorie dar. Im darauf folgenden Abschnitt gehe ich auf Elshtains Überlegungen zum Begriff „Terrorismus“ und auf ihre Position zum „Krieg gegen den Terrorismus“ ein. Schließlich formuliere ich einige kritische Bemerkungen zu Jean Bethke Elshtains Position wobei ich mich auf zwei Aspekte ihrer Verteidigung des „Kriegs gegen den Terrorismus“ beschränke. 

Internationale Gerechtigkeit und die Anwendung von militiärischer Gewalt als politisches Mittel​[3]​
Das Fundament von Elshtains politischer Ethik ist eine Anthropologie, die sie selbst als Augustinian Realism beziehungsweise als Christian Realism bezeichnet.​[4]​ Demzufolge ist die Natur des Menschen durch eine anthropologische Ambivalenz geprägt. Einerseits sind alle Menschen mit Würde begabt, anderseits sind sie jedoch – theologisch gesprochen – immer auch gefallene und sündhafte Wesen. Aus dieser Ambivalenz resultiert Elshtain zufolge, dass die Handlungsmotive des Menschen im Bereich des Sozialen gemischt sind. Menschen streben nach einem solidarischen Zusammenleben, drohen dies jedoch stets auch zu zerstören, indem sie anderen Gewalt antun, diese verletzen, berauben oder töten. Diese anthropologischen Grundannahmen sind für Elshtains politische Ethik von entscheidender Bedeutung, da Elshtain aus ihnen wichtige Elemente ihrer Theorie internationaler Gerechtigkeit ableitet. Dazu gehören einerseits universelle Menschenrechte sowie andererseits die Anerkennung von Macht und Gewalt als ständige Bedrohung des Menschen, aber auch als bleibend notwendige Instrumente zur Gewährleistung menschlichen Zusammenlebens. Dementsprechend weist Elshtain politische Ideale zurück, die darauf gerichtet sind, vollständig und dauerhaft gewaltfreie Gemeinschaften zu etablieren. „[O]ur condition of fallibility and imperfection precludes a world in which discontents never erupt.“ (Elshtain 2003, 47). Um dennoch ohne ständige Furcht vor anderen leben zu können, benötigen Menschen, so Elshtain, ein elementares Maß an Sicherheit und politischer Ordnung – basic security, beziehungsweise ordinary civic peace (Elshtain 2003, 46). Diese sind die wesentlichsten Voraussetzungen für die Möglichkeit menschlichen Zusammenlebens und die Realisierung von Menschenrechten wie beispielsweise Religionsfreiheit. Die Gewährleistung eines civic peace im Sinne einer verlässlichen politischen Ordnung und eines Rechtssystems bezeichnet Elshtain als die „politische Frage“ (Elshtain 2006, 24) und als primären Zweck des Staates. Gelingt es einer Regierung nicht, eine grundlegende politische Ordnung herzustellen beziehungsweise aufrecht zu erhalten und „das Böse“ (the evil) in Form von extremer Ungerechtigkeit und Gewalt in Zaum zu halten, so verliert sie ihre Legitimität (Elshtain 2003, 48). Dementsprechend muss die „politische Frage“, so Elshtain, Vorrang haben gegenüber anderen Problemen, wie beispielsweise Fragen distributiver Gerechtigkeit (Elshtain 2006, 24).
Für die Thematik dieses Beitrags ist entscheidend, dass Elshtain die bisher skizzierten Überlegungen in die Formulierung einer spezifischen Konzeption internationaler Gerechtigkeit münden lässt, die sie als principle of equal regard bezeichnet. Dieses Prinzip bestimmt internationale Gerechtigkeit als den Anspruch aller Menschen, aus Situationen extremer Ungerechtigkeit gerettet zu werden, gegebenenfalls auch durch den Einsatz von Gewalt: „[T]rue international justice is defined as the equal claim of all persons, whatever their political location or condition, to having coercive force deployed in their behalf if they are victims of one of the many horrors attendant upon radical political instability.“ (Elshtain 2003, 168). 
Elshtain leistet keine systematische Rechtfertigung dieses Prinzips, sondern leitet es relativ unvermittelt aus der Menschenwürde und der bereits genannten Überzeugung ab, dass civic peace eine notwendige Voraussetzung für menschliches (Zusammen)Leben ist. Dabei soll Elshtains Konzeption internationaler Gerechtigkeit beiden Polen der oben genannten anthropologischen Ambivalenz Rechnung tragen. Die Gefahr, dass Menschen Opfer radikaler politischer Instabilität werden können, ergibt sich aus der gefallenen Natur des Menschen. Der Anspruch aller Menschen, vor Gräueltaten und extremen Ungerechtigkeiten geschützt beziehungsweise aus entsprechenden Situationen gerettet zu werden, wird von Elshtain hingegen mit der menschlichen Würde verbunden. 
An der Formulierung des principle of equal regard wird deutlich, dass militärische Gewalt von Elshtain als ein unter bestimmten Voraussetzungen nicht nur zulässiges, sondern notwendiges Instrument der Gerechtigkeit und als moralische Pflicht betrachtet wird. Vor diesem Hintergrund weist Elshtain sowohl einen prinzipiellen Pazifismus als auch die Position des politischen Realismus zurück und verteidigt die Tradition des gerechten Kriegs, der zufolge Krieg unter bestimmten Voraussetzungen moralisch gerechtfertigt sein kann. Zur Beurteilung, ob dies in einer konkreten Situation der Fall ist, bezieht sich Elshtain auf Kriterien die als klassisch gelten können. Dazu gehören im Hinblick auf die Frage unter welchen Voraussetzungen die Eröffnung eines Kriegs gerechtfertigt sein kann (ius ad bellum) der gerechte Kriegsgrund, die gerechte Absicht (right intention), die legitime Autorität, die offene Kriegserklärung, die Forderung, dass Krieg stets das letzte verfügbare Mittel sein muss (ultima ratio), und die Forderung, dass die Aussicht bestehen muss, dass die gesetzten Ziele erreicht werden. Hinzu kommen Kriterien die die gerechte Kriegsführung betreffen (ius in bello) wie die Immunität von Nichtkombattanten und das Gebot der Verhältnismäßigkeit der angewandten (militärischen) Mittel (Elshtain 2003, 57-58). Die Besonderheit von Elshtains Arbeiten zum gerechten Krieg besteht also nicht in den Kriterien, anhand derer sie die Legitimität konkreter militärischer Gewalt beurteilt, sondern darin, dass sie die Tradition des gerechten Kriegs vom spezifischen Kontext Krieg löst und auf allgemeinere Fragen internationaler Gerechtigkeit bezieht: „Just war is not just about war. It is a way of thinking about politics that locates justice centrally“ (Elshtain 2007a, 133).​[5]​ Die Form von Gerechtigkeit, um die es beim principle of equal regard geht, wird von Elshtain als relative Gerechtigkeit (comparative justice) bezeichnet. Diese Gerechtigkeit stellt keine umfassende Gerechtigkeit (inklusive Verteilungsgerechtigkeit) dar. Es geht dabei vielmehr primär um die Gewährleistung von civic peace: politische Stabilität und grundlegende Menschenrechte und darum, „das Böse“ in Schach zu halten beziehungsweise dann, wenn es auftritt, zu beenden. Dementsprechend besteht die erste und dringlichste Pflicht in der unmittelbaren Bekämpfung des Unrechts durch das Stoppen von Gewalt, Zerstörung und Terror. In einem zweiten Schritt geht es dann jedoch darum, den Opfern grober Ungerechtigkeiten möglichst dauerhaft ein Leben in Sicherheit und Frieden zu ermöglichen, und zwar in einem gerechten Frieden, der durch freiheitliche und menschenrechtliche Prinzipien charakterisiert ist. Dies bedeutet konkret, dass die Verantwortlichkeit zur Bekämpfung massiven Unrechts über direkte militärische Interventionen zum Stoppen extremen Unrechts hinausgeht und beispielsweise die Unterstützung von nation building beinhalten kann, und zwar in dem Sinn, dass dort, wo keine stabile politische Kultur vorliegt, Interventionen gerechtfertigt und sogar eine moralische Pflicht sein können, die darauf zielen, Staaten zu etablieren in denen einen Mindestmaß an Sicherheit und gerechter Ordnung gegeben ist (minimally decent states) (Elshtain 2003, 143; 154-155). 
Elshtains Prinzip internationaler Gerechtigkeit als equal regard im oben beschriebenen Sinn schließt auf den ersten Blick an die Diskussion über humanitäre Interventionen an. Elshtain kritisiert die Konzeption der humanitären Intervention jedoch und beschreibt ihre eigene Position als Bürgerschaftsmodell internationaler Gerechtigkeit: „[T]he just war tradition helps to secure a citizenship model for international justice – this by contrast to the model of victim/victimizer that underlies the humanitarian intervention model, one that invites the use of force as a form of rescue, even welfare, by contrast to the use of force as a way to strengthen or to secure a polity within which accountable officials are responsible for securing civic security, order, and minimal decency.“ (Elshtain 2006, 27). 
Der Einsatz militärischer Gewalt wird in Elshtains politischer Theorie also als Standardbestandteil verantwortlicher, an Gerechtigkeit und Menschenrechten orientierter Politik beschrieben, auf den alle Menschen einen Anspruch haben. Welche Konsequenzen dies für Elshtains Überlegungen zum „Krieg gegen den Terrorismus“ nach 9/11 hat, soll im Folgenden Abschnitt erörtert werden. 

Terrorismus und der „Krieg gegen den Terrorismus“ nach 9/11 
Der Begriff „Terrorismus“ wird von Elshtain so aufgefasst, dass er neben einer Beschreibung zugleich immer auch eine Bewertung der damit bezeichnenden Handlungen enthält. „‚[T]errorism’ is by no means a neutral term. It is a term that condemns by defining a phenomenon that warrants such condemnation.” (Elshtain 2007a, 120). Inhaltlich bestimmt Elshtain Terrorismus als die willkürliche Ermordung unschuldiger Menschen mit dem Ziel, Angst zu säen.​[6]​ Die von Elshtain genannte Absicht von Terrorismus, ein Klima von Angst zu schaffen und zu verbreiten, wird in der Terrorismusforschung als wesentliches Charakteristikum von Terrorismus beschrieben (vgl. Baur 2006; Primoratz 2007). In diesem Zusammenhang ist auch von einer Bifokalität und einer „kommunikativen“ Funktion von Terrorismus die Rede, die diesen von anderen, nicht-terroristischen Gewaltakten unterscheidet (vgl. Baur 2006, 10-11). Dabei bedeutet Bifokalität, dass Terrorakte prinzipiell zwei verschiedene Ziele beziehungsweise einen doppelten Fokus haben. Das direkte Ziel von Terrorakten sind deren Opfer, diejenigen, die durch die Anschläge getötet oder verletzt werden. Das indirekte, in den meisten Fällen jedoch eigentliche Ziel sind hingegen nicht deren unmittelbare Opfer, sondern diejenigen, die die Terrorakte (medial vermittelt) wahrnehmen, und bei denen durch die „Botschaft des Terrors“ Gefühle von Angst und Bedrohung ausgelöst werden. Elshtain bezieht diesen Aspekt durchaus in ihre Überlegungen mit ein, indem sie das Säen von Angst als Ziel des Terrorismus beschreibt. Ihr Verständnis von Terrorismus ist jedoch weniger komplex als das von Autoren, die die beschriebene Bifokalität beziehungsweise „kommunikative Funktion“ von Terrorismus in den Mittelpunkt stellen, insofern Elshtains Terrorismusbegriff die Feindseligkeit von Terroristen gegenüber deren direkten Opfern betont. Demnach beurteilen Terroristen bestimmte Personen, oder Personengruppen als „objektive Feinde“ und töten diese aufgrund dessen. „Terrorists are those who kill unarmed people they consider their ‘objective enemies’, no matter what those people may or may not have done.“ (Elshtain 2007a, 120). In dieser Auffassung von Terrorismus ist der Unterschied zwischen direkten und indirekten Zielen von Terroranschlägen kaum erkennbar. Stattdessen betont Elshtain, dass die genannte Beurteilung der Opfer als „objektive Feinde“ der Terroristen im Licht bestimmter Ideologien erfolgt. Dementsprechend sind die Wurzeln von Terrorismus Elshtain zufolge rein ideologischer, politischer und religiöser Natur. Andere Faktoren, wie extreme Armut oder das Gefühl, unterdrückt und missachtet zu werden, können, so Elshtain, von Terroristen für deren Zwecke instrumentalisiert werden. Terrorismus wird jedoch nicht durch derartige Umstände konstituiert oder verursacht und setzt diese auch nicht voraus, er resultiert vielmehr Elshtain zufolge mehr oder weniger direkt aus bestimmten Ideologien (Elshtain 2007a, 124). Die Ideologie, die den Terroranschlägen vom 11. September 2001 zugrunde lag und diese motivierte wird von Elshtain als islamistischer Fundamentalismus (Islamist fundamentalism) beziehungsweise als Islamismus (Islamicism) bezeichnet. Deren Anhänger sind Elshtain zufolge Personen die den Koran wortwörtlich auffassen und alle Andersgläubigen (einschließlich „liberale“ Muslime) verurteilen, die den Islam für ihre eigenen intoleranten Zwecke missbrauchen, eine militante Theokratie verfechten und eine Unterscheidung zwischen Zivilgesetzen und fundamentalistischer Scharia ablehnen.​[7]​ Derartige Islamisten verabscheuen die USA und andere Staaten Elshtain zufolge nicht aufgrund bestimmter politischer Handlungen oder weil die USA nicht immer in Übereinstimmung mit ihren eigenen politischen und moralischen Prinzipien handeln. Sie hassen die USA vielmehr aufgrund dessen, was die USA sind und wofür sie Elshtain zufolge stehen: eine freiheitliche Demokratie die durch Prinzipien wie Religionsfreiheit, die Trennung von Kirche und Staat und moralische und rechtliche Gleichheit der Geschlechter charakterisiert ist (Elshtain 2003, 26-45). Daher sind die Terroranschläge von 9/11 Elshtain zufolge eine ideologisch motivierte mörderische Attacke gegen das Wesen der USA, der tausende unschuldige Bürgerinnen und Bürger zum Opfer fielen. Vor diesem Hintergrund ist die militärische Reaktion der USA und einiger Verbündeter auf 9/11, der sogenannte Krieg gegen den Terrorismus, zunächst als Akt der Selbstverteidigung und der Bestrafung der für die Anschläge von 9/11 verantwortlichen Terroristen und ihrer Unterstützer zu verstehen. Dessen primäres Ziel erkennt Elshtain darin, die grundlegende politische Ordnung und Sicherheit der USA, die durch die Terroranschläge von 9/11 attackiert wurden, wiederherzustellen und langfristig zu gewährleisten: „Such an act of terrorism aims to disrupt fundamental civic peace and tranquility. Good is forced into hiding as we retreat behind closed doors. Preventing further harm and restoring the preconditions for civic tranquility is a justifiable casus belli.“ (Elshtain 2003, 59). Neben diesem auf die Sicherheit der USA gerichteten Grund führt Elshtain jedoch weitere Gründe für den „Krieg gegen den Terrorismus“ an. Diese sprengen den Rahmen der Selbstverteidigung und schließen am oben beschriebenen principle of equal regard an. Das Talibanregime in Afghanistan diente, so Elshtain, nämlich nicht nur als Zufluchtsort und Unterstützer der Drahtzieher von 9/11, sondern war nicht willens oder in der Lage dem afghanischen Volk Zugang zu grundlegenden Gütern wie beispielsweise sauberes Trinkwasser oder einer elementaren medizinischen Versorgung zu ermöglichen (Elshtain 2003, 60). Die Sicherung derartiger Grundgüter setzt ein Mindestmaß an Sicherheit und politischer Ordnung voraus und wird, so Elshtain, gewissermaßen im zweiten Schritt des „Kriegs gegen den Terrorismus“ gewährleistet. Eine von Elshtain nicht ausgeführte Implikation dieses Argumentationsstrangs ist es, dass die militärische Invasion Afghanistans und der gewaltsame Sturz des Talibanregimes auch als dann gerechtfertigt und sogar als moralische Pflicht erscheinen könnten, wenn die Terrorakte des 11. September 2001 nicht verübt worden wären. Denn das principle of equal regard postuliert ja eine Pflicht, gegebenenfalls auch durch den Einsatz von Gewalt für (relative) Gerechtigkeit einzustehen. Für die politische Umsetzung einer derartigen Verantwortlichkeit ist Elshtain zufolge ein „neuer Internationalismus“ (new internationalism) beziehungsweise ein „neuer Imperialismus“ (new imperialism) erforderlich. Dessen Ziel ist es, gescheiterte Staaten (failed states), die ihre grundlegendsten Funktionen nicht erfüllen können und in denen Menschen zu Opfern massiver Ungerechtigkeiten zu werden drohen, zu verhindern, und Sicherheit und gerechte politische Ordnung in möglichst vielen Ländern zu gewährleisten (Elshtain 2007b, 332; vgl. Elshtain 2003, 166). Damit stellt sich freilich die Frage, wer das Subjekt eines derartigen new internationalism beziehungsweise eines new imperialism sein soll. Wer ist im Hinblick auf den Einsatz militärischer Gewalt im Sinne des principle of equal regard eine legitime Autorität wenn diese Gewalt ohne die Zustimmung der Regierung des betreffenden Landes oder sogar gegen diese anzuwenden ist? Elshtains Antwort auf diese Frage ist eindeutig: Bestehende internationale Institutionen wie beispielsweise die Vereinten Nationen können dies nicht sein, da diese bei der Bekämpfung von Gewalttaten und extremen Ungerechtigkeiten sowie der Bestrafung von Aggressoren sehr ineffektiv seien (vgl. Elshtain 2003, 150; 162-166). Darüber hinaus ist, so Elshtain, undeutlich in welcher Form internationale Organisationen wem gegenüber verantwortlich und rechenschaftspflichtig sind, was sie als legitime politische Akteure zur Durchsetzung des principle of equal regard weitgehend disqualifiziert (Elshtain 2003, 164). Vor diesem Hintergrund muss die gesuchte legitime Autorität Elshtain zufolge jedenfalls eine staatliche Autorität sein, wie dies auch in der klassischen Tradition des gerechten Kriegs seit Augustinus der Fall ist. Im konkreten Fall der Bekämpfung des weltweit agierenden fundamentalistisch-islamistischen Terrorismus, aber auch im Fall anderer extremer Ungerechtigkeiten, postuliert Elshtain eine besondere Verantwortlichkeit der USA – und zwar unabhängig davon, ob die USA beziehungsweise US-amerikanische Bürgerinnen und Bürger Opfer von Terrorakten oder anderer Ungerechtigkeiten sind. Denn zum einen ist equal regard das Grundprinzip der US-amerikanischen politischen Ordnung. Zum anderen muss derjenige, der für die Gewährleistung des jedem Menschen zustehenden Mindestmaß an Sicherheit und politischer Ordnung verantwortlich sein soll, dies können, er muss also über eine hinreichende (politische, ökonomische und militärische) Macht verfügen. Im Falle der Bedrohung durch den internationalen Terrorismus erfordert dies eine globale Macht, und dies trifft, so Elshtain, (derzeit nur) für die Vereinigten Staaten von Amerika zu. „[T]he more powerful have greater responsibilities. One might call this the Spider Man ethic: with greater power comes great responsibility. Despite all the clamour about U.S. power, and the resentment it engenders in some quarters, the ‘we’ likely to be called upon to intervene to protect the innocent from harm, the ‘we’ to whom a country without the means to intervene could likely make its case, is the United States.“ (Elshtain 2006, 36; vgl. Elshtain 2003, 162). 
Diese Auffassung erklärt den Untertitel von Elshtains Buch Just War Against Terrorism. The Burden of American Power in a Violent World; Die Bürde der Macht Amerikas in einer gewalttätigen Welt ist demnach die Bürde der Verantwortung, fundamentale Menschenrechte und die für deren Realisierung erforderlichen elementare politische Ordnung weltweit zu schützen, und zwar auch dann, wenn dies den Einsatz militärischer Gewalt erfordert. Elshtain sieht den „Krieg gegen den Terrorismus“ nach 9/11 als ein Beispiel hiervon. Dabei geht es in einem ersten Schritt darum, den Terrorismus zu stoppen und in Afghanistan und an anderen Orten zu bekämpfen, wo terroristische Gruppierungen und Netzwerke wie al-Qaida einen Zufluchtsort haben beziehungsweise hatten. Dies kann als Akt der Selbstverteidigung der USA und als Bestrafung der für 9/11 verantwortlichen Terroristen gesehen werden. Darüber hinaus zielt der „Kampf gegen den Terrorismus“ in einem zweiten Schritt auf die Etablierung funktionierender politischer Strukturen, die wesentliche Voraussetzungen für die Realisierung von Gerechtigkeit und fundamentalen Menschenrechten sind. Hier wird der „Krieg gegen den Terrorismus“ nicht beziehungsweise nicht primär durch Selbstverteidigung und die Gewährleistung der Sicherheit der USA motiviert und gerechtfertigt. Er folgt vielmehr der Logik des oben beschriebenen principles of equal regard als Prinzip internationaler Gerechtigkeit. 

Eine kurze Kritik der Position Jean Bethke Elshtains 
Verschiedene Aspekte von Jean Bethke Elshtains Arbeiten zur Tradition des gerechten Kriegs und zum „Krieg gegen den Terrorismus“ verdienen es meines Erachtens durchaus, gewürdigt zu werden. So ist beispielsweise die Frage, welche Implikationen universale Menschenrechte für eine umfassende politische Theorie haben und worin ein adäquater Schutz von Menschenrechten konkret besteht, äußerst relevant. Haben Menschen, deren grundlegende moralische Rechte in einem extremen Maß verletzt werden, einen Anspruch auf „Rettung“ – auch wenn dies den Einsatz tödlicher militärischer Gewalt erfordert? Wenn ja, welchen normativen Status hat dieser Anspruch genau? Handelt es sich dabei um einen (moralischen) Rechtsanspruch, der selbst mit einem Menschenrecht vergleichbar ist? Elshtain benennt derartige Fragen zwar nicht immer explizit und noch weniger analysiert sie die damit zusammenhängenden theoretischen Probleme im Sinne einer systematischen politisch-philosophischen Reflexion. Ihre Überlegungen zur Tradition des gerechten Kriegs und zum „Krieg gegen den Terrorismus“ enthalten jedoch Stellungnahmen, denen es an Eindeutigkeit nicht mangelt. Elshtains Position ist allerdings mit einer Reihe von offenen Fragen und Problemen verbunden, von denen ich im Folgenden kurz die Frage nach konkreten Anlässen der Anwendung des principle of equal regard und das Problem der legitimen Autorität erörtern will. 
Der direkte Zweck des principle of equal regard besteht Elshtain zufolge darin, eine elementare politische Stabilität und Ordnung zu gewährleisten. Dieser civic peace gilt dabei als notwendige Voraussetzung für die Sicherung lebenswichtiger Güter (vital human goods) und Rechte ohne die ein menschliches Leben kaum möglich ist. Das eigentliche, wenn auch indirekte Ziel von Elshtains politischer Theorie ist also der Schutz und die Gewährleistung von lebenswichtigen Gütern, beispielsweise Gesundheit und Nahrung, aber auch von Verteilungsgerechtigkeit und grundlegenden Freiheitsrechten (Elshtain 2003, 60; Elshtain 2006, 24). Vor diesem Hintergrund leuchtet es nicht ohne Weiteres ein, warum Elshtain den Geltungsbereich des principle of equal regard auf „horrors attendant upon radical political instability“ beschränkt, beziehungsweise worin derartige Schrecken genau bestehen. Elshtain nennt in diesem Zusammenhang kein präzises Kriterium, sondern eher konkrete Beispiele wie den Völkermord in Ruanda 1994. Sie weist jedoch darauf hin, dass auch extreme Hungersnöte einen legitimen casus belli darstellen können, nämlich dann, wenn diese durch das Handeln skrupelloser Politiker (mit)verursacht oder verstärkt werden, indem diese natürliche Faktoren ausnutzen, um ihre eigenen Zwecke zu fördern (Elshtain 2006, 29-30). Folgt man dieser Überlegung, so könnte nahezu jeder Mangel an lebenswichtigen Gütern der durch politisches Handeln (mit)verursacht wird und der nach Maßgabe von Kriterien, die in Elshtains Überlegungen undeutlich bleiben, als „extrem“ oder „schrecklich“ zu beurteilen ist, zumindest ein Kandidat für einen casus belli sein. Damit stellt sich freilich die Frage, ob militärische Interventionen wie die „zweite Stufe“ des „Kriegs gegen den Terrorismus“, die über die direkte Bekämpfung von Terroristen und ihrer Unterstützer hinausgeht, überhaupt ein effektives, aber auch ein legitimes Mittel zur Gewährleistung von lebenswichtigen Gütern sein können. So weist beispielsweise Thomas Pogge darauf hin, dass die Bekämpfung heilbarer Krankheiten und extremer Armut mit deutlich weniger und in moralischer Hinsicht weniger problematischen Mitteln einen wesentlich größeren Beitrag zur Gewährleistung lebenswichtiger Güter leisten könnte als der „Krieg gegen den Terrorismus“.​[8]​ Elshtains Verteidigung des „Kriegs gegen den Terrorismus“ (auch) durch einen Rekurs auf das principle of equal regard als Grundprinzip internationaler Gerechtigkeit ist vor diesem Hintergrund wenig plausibel, vor allem insofern sie die praktische Anwendung dieses Prinzips nicht auch in allen anderen Situationen fordert, in denen zwar eine elementare politische Ordnung gegeben ist, in denen jedoch (mit)verursacht durch politisches Handeln ein extremer Mangel an lebenswichtigen Gütern herrscht. 
Ein weiteres Problem betrifft Elshtains Argument, dass militärische Interventionen einschließlich des „Kriegs gegen den Terrorismus“ nicht durch internationale Institutionen wie die Vereinten Nationen, sondern durch Staaten, allen voran die USA legitimiert und geführt werden können und sollen. Dieses Argument hängt wesentlich von einer Beurteilung des gegenwärtigen Zustands und der aktuellen Leistungsfähigkeit der gegenwärtigen internationalen Institutionen ab. Weil diese den effektiven Schutz von politischer Ordnung und lebenswichtigen Gütern aufgrund interner struktureller Probleme (derzeit) nicht gewährleisten können, obliegt die Verantwortung zur Realisierung des principles of equal regard Elshtain zufolge nicht ihnen, sondern den Regierungen mächtiger Staaten, insbesondere der USA. Dieses „Argument“ ist jedoch selbst dann problematisch, wenn man Elshtains Einschätzung des gegenwärtigen Zustands internationaler Institutionen teilt. Denn die konkreten Gegebenheiten einer bestimmten historischen und politischen Situation und die jeweiligen Machtkonstellationen müssen im Kontext der politischen Ethik keineswegs als gegeben oder gar für die Theoriebildung normativ vorausgesetzt werden, sondern können beziehungsweise sollen selbst Gegenstand kritischer Reflexion und Beurteilung sein. Denn wenn es gute Argumente dafür gibt, dass die Instanz, die beurteilt, ob in einer konkreten Situation die Voraussetzungen für einen gerechtfertigten oder gar geschuldeten Einsatz militärischer Gewalt als Instrument der Gerechtigkeit erfüllt sind, nicht auf der Ebene von Staaten liegen soll, dann ist ein Verweis auf einen aktuellen Mangel an hinreichend leistungsfähigen internationalen Institutionen kein hinreichender Grund, diese Position gleich ganz zu verwerfen. Entsprechende politisch-philosophische Konzeptionen die internationale Politik auf der Ebene einer Weltrepublik verorten und neue, effektive Institutionen zu entwickeln versuchen, die den staatlichen Rahmen überschreiten, werden von Elshtain jedoch stark kritisiert. Ihr zufolge ignorieren derartige Theorien die bleibende Fehlbarkeit und Gewaltbereitschaft des Menschen und basieren stattdessen auf quasi-paradiesischen Elementen und mehr oder weniger „himmlischen“ Friedensvisionen die sie politisch zu realisieren versuchen (vgl. Elshtain 2007b, 328). Diese Behauptung greift jedoch zu kurz, was an einem Vergleich mit Andrew Altmans und Christopher Heath Wellmans Position zum moralischen Status von politischen Attentaten deutlich wird.​[9]​ Ähnlich wie Elshtain argumentieren Altman und Wellman, dass militärische Interventionen unter bestimmten Voraussetzungen gerechtfertigt sein können. Ein relevantes Kriterium ist dabei, dass der Einsatz von Gewalt darauf zielen muss, massive Menschenrechtsverletzungen oder andere extreme Ungerechtigkeiten zu beenden. Dies ist mit Elshtains principle of equal regard vergleichbar, wenn auch nicht identisch. Altman und Wellman argumentieren jedoch viel expliziter als Elshtain, dass auch Attentate, die auf die Tötung von Machthabern zielen, die für extreme Gräueltaten und Verbrechen gegen die Menschlichkeit verantwortlich sind, gerechtfertigt sein können.​[10]​ Dabei sehen sich Altman und Wellman ähnlich wie Elshtain mit der Frage konfrontiert wer derartige Attentate legitimer Weise veranlassen und verüben könnte. Anders als Elshtain erkunden Altman und Wellman jedoch radikal neue Ideen wie beispielsweise eine neue internationale Institution, deren Aufgabe die Kontrolle und gegebenenfalls die Bedrohung oder gar Tötung von Diktatoren, die Verbrechen gegen die Menschlichkeit begehen, wäre. „Such an institution would be authorized to say to political leaders whose regimes are responsible for human-rights atrocities comparable to those of Stalin, Hitler, Pol Pot, or Idi Amin: ‘Unless you satisfy the following conditions (which would presumably include stepping down from power), we will deploy an assassination squad against you.’” (Altman und Wellman 2008, 254). Ein derartiger Vorschlag ist freilich mit erheblichen Problemen verbunden, derer sich Altman und Wellman auch durchaus bewusst sind. Es geht an dieser Stelle jedoch nicht um diese Position als solche, sondern darum, dass Altman und Wellman den Einsatz tödlicher Gewalt explizit an das Vorhandensein einer spezifischen internationalen Institution knüpfen, deren erklärter Zweck es ist, die Verübung von Gräueltaten durch die Absetzung oder sogar Tötung mörderischer Diktatoren zu beenden und möglichst bereits durch Abschreckung zu verhindern. Diese Bedingung spielt in den Überlegungen von Altman und Wellman eine wichtige Rolle; die Gestattung der gezielten Tötung von Menschen als außergewöhnliches, jedoch explizit geregeltes politisches Mittel, denn darum handelt es sich hierbei, muss an eine entsprechende international anerkannte Institution gebunden sein, zu deren Aufgabenbereich gerade dies anerkanntermaßen gehört. Diese Bedingung ist im Fall eines Staates nicht erfüllt, selbst wenn dieser sehr mächtig ist und wenn dessen normatives Fundament durch universelle Gerechtigkeitsprinzipien und das die gleiche Achtung aller Menschen gekennzeichnet ist. Elshtains Position, die Verantwortung für die Anwendung des principles of equal regard liege bei den USA weil diese eine Supermacht sei, ist daher wenig überzeugend. Darüber hinaus wird vor dem Hintergrund der Überlegungen von Altman und Wellman deutlich, dass Elshtains Theorie in einem schlechten Sinn strukturkonservativ ist und die in einem bestimmten historischen Moment gegebenen politischen Machtsverhältnisse weitestgehend zementiert, statt sie im Modus kritischer Reflexion zu überschreiten und einen neuen politisch-theoretischen Entwurf vorzulegen, der den neuen globalen Herausforderungen auch tatsächlich auf eine angemessene und gerechte Weise Rechnung trägt. 





Andrew Altman und Christopher Heath Wellman, From Humanitarian Intervention to Assassination: Human Rights and Political Violence, in: Ethics 118 (2008), 228-257.
Christoph Baumgartner, Krieg um der Sicherheit, Freiheit und Gerechtigkeit willen? Jean Bethke Elshtain zum gerechten Krieg, in: J. Frühbauer, M. Hörter and A. Noweck (Eds.): Freiheit – Sicherheit – Risiko. Christliche Sozialethik vor neuen Herausforderungen. Münster: Lit-Verlag 2009, 85-98.
Michael Baur, Systematically unsystematic violence: On the definition and moral status of terrorism, in: Kem Crimmins und Herbert De Vriese (Hg.), The reason of terror. philosophical responses to terrorism, Leuven und Dudley, MA: Peeters 2006, 5-32.
J. Daryl, Charles, War, Women, and Political Wisdom. Jean Bethke Elshtain on the Contours of Justice, in: Journal of Religious Ethics 34 (2006), 341-369.
Jean Bethke Elshtain, Women and War, Chicago und London: The University of Chicago Press 1987. 
Jean Bethke Elshtain, Augustine and the Limits of Politics, Notre Dame, Indiana: University of Notre Dame Press 1995.
Jean Bethke Elshtain, Just War and Humanitarian Intervention, in: Ideas 8 (2001), 1-21. (http://nationalhumanitiescenter.org/ideasv82/elshtain.pdf (​http:​/​​/​nationalhumanitiescenter.org​/​ideasv82​/​elshtain.pdf​)). 
Jean Bethke Elshtain, Just War Against Terror. The Burden of American Power in a Violent World, New York: Basic Books 2003.
Jean Bethke Elshtain, International Justice as Equal Regard and the Use of Force, in: Gerhard Bestermöller/Michael Haspel/Uwe Trittmann (Hg.), „What we’re fighting for…“ Friedensethik in der transatlantischen Debatte, Stuttgart: Verlag W. Kohlhammer 2006, 22-37.
Jean Bethke Elshtain, Terrorism, in: Charles Reed und David Ryall (Hg.), The Price of Peace. Just War in the Twenty-First Century, Cambridge: Cambridge University Press 2007a, 118-135.
Jean Bethke Elshtain, Against the New Utopianism, in: Stefan Heuser und Hans G. Ulrich (Hg.), Political Practices and International Order, Münster: Lit-Verlag 2007b, 327-335.
Tomas Pogge, Making War on Terrorist – Reflections on Harming the Innocent, in: The Journal of Political Philosophy 16 (2008), 1-25.
Igor Primoratz, Terrorism, in: Edward N. Zalta (Hg.), The Stanford Encyclopedia of Philosophy (Ausgabe 2007), http://plato.stanford.edu/entries/terrorism/
Michael Walzer, Just and Unjust Wars. A Moral Argument with Historical Illustrations, 4. Aufl., New York: Basic Books 2006 (Orig. 1977). 













^1	  Vgl. Elshtain 1987; Elshtain 1995; Charles 2006. 
^2	  Der Begriff „Krieg gegen den Terrorismus“ ist umstritten und wird, wie die Außenministerin Hilary Clinton im März 2009 mitteilte, von der Obama-Administration nicht mehr verwendet. Ich werde ihn in diesem Beitrag dennoch verwenden, da er in Jean Bethke Elshtains Arbeiten eine wesentliche Rolle spielt. Dabei verstehe ich unter „Krieg gegen den Terrorismus“ allgemein die militärischen und nichtmilitärischen Operationen die nach 9/11 von den USA und einigen Verbündeten durchgeführt wurden, wobei das Hauptaugenmerk dieses Beitrags auf den militärischen Aktionen liegt.
^3	  Die in diesem Abschnitt formulierten Überlegungen gehen auf Baumgartner 2009, 86-88 zurück. 
^4	  Vgl. dazu Elshtain 2001 und Charles 2006.
^5	  Elshtain 2007a, 133. Vgl. auch Elshtain 2006, 26: „The argument, simply put, ist his: the just war tradition is not just about war. It is a theory of comparative justice applied to considerations of war and intervention. Among other things, this means that the post-World War II universalization of human rights deepens and enhances the importance and reach of the just war perspective rather than running counter to it. Just war argument and universal human rights are not only not incompatible, they can and should be placed within the same frame.“
^6	  Vgl. Elshtain 2003, 18; Elshtain 2007a, 120-122. Mit dieser Definition schließt Elshtain explizit an Michael Walzer an. Vgl. Michael Walzer 2006, 197-198.
^7	  Elshtain 2003, 3; 138-149. Elshtain weist wiederholt und unmissverständlich darauf hin, dass sie Islamismus nicht mit dem Islam gleichsetzt. Vgl. Elshtain 2007a, 126: „Islamism, far from being an ineluctable product of one strand of traditional Islam, is, instead, a dangerous perversion of a great and various religion.“
^8	  “Many millions of deaths from extreme poverty and curable diseases could be avoided each year, if the world’s governments were willing to spend even one quarter as much on combating these scourges as they are now spending on their war on terror. Such a war on poverty and disease would also avoid the substantial human costs of the war on terror: Some 5000 coalition soldiers have been killed and several ten thousand wounded in Iraq and Afghanistan. Fatalities among Iraqi and Afghan civilians have been vastly higher.” (Pogge 2008, 2).
^9	  Zum Folgenden vgl. Altman und Wellman 2008. Die dort skizzierte Position wird hier nur dargestellt, um zu verdeutlichen, dass Elshtains Position hinsichtlich der Frage der legitimen Autorität problematisch und nicht hinreichend gerechtfertigt ist. Eine kritische Analyse und Beurteilung der Position von Altman und Wellman wird hier nicht geleistet. 
^10	  „Roughly, an assassination would be permissible if (1a) the target had rendered himself morally liable to being killed and (2) the risk to human rights is not disproportionate to the rights violations that one can reasonably expect to avert.“ (Altman und Wellman 2008, 253). Die Bedingung, dass die betreffende Person „morally liable to being killed“ ist wird von Altman und Wellman analog zum „finalen Rettungsschuss“ der Polizei gerechtfertigt. „[A]ccording to our account, a ruler who lacks the right against being killed is not necessarily morally guilty or deserving of death. The permissibility of an assassination rests on the moral urgency of the situation and not on the need to punish the ruler.“ (Altman und Wellman 2008, 253).
